
2 

Seite 1 von 2 

 
 
Die Kitasatzung der  Landeshauptstadt Dresden ist unwirksam    
 
 
Die Satzung der Landeshauptstadt Dresden zur Förderung von Kindern in Kin-
dertageseinrichtungen und in Kindertagespflege und über die Erhebung von 
Elternbeiträgen – Kitasatzung - vom 23. Juni 2011 ist unwirksam. Dies hat das 
Sächsische Oberverwaltungsgericht mit Urteil vom heutigen Tage – 1 C 15/12 – 
festgestellt.  
  
Gegenstand des Verfahrens waren Anträge von Trägern der freien Jugendhilfe 
sowie mehrerer Kindertagespflegepersonen. Diese wandten sich gegen die 
auch sie betreffenden Regelungen der Kitasatzung unter Berufung auf die Selb-
ständigkeit von Trägern der freien Jugendhilfe bzw. ihre  Berufsfreiheit. Sie be-
anstandeten insbesondere Regelungen zu Schließ- und Öffnungszeiten ihrer 
Einrichtungen, Vorgaben zu Betreuungszeiten und zur Gestaltung privater 
Betreuungsverträge.   
 
Nach Auffassung des Sächsischen Oberverwaltungsgerichts besteht für die Ki-
tasatzung der Landeshauptstadt  im Wesentlichen schon keine gesetzliche Er-
mächtigungsgrundlage, soweit sie sich – auch – auf freie Träger der Jugendhilfe 
sowie Kindertagespflegepersonen bezieht. Sie verstoße deshalb gegen die 
Selbständigkeit der freien Jugendhilfe bzw. das Grundrecht der Berufsfreiheit. 
Aus dem Gesetz über Kindertageseinrichtungen - SächsKitaG - lasse sich allein 
eine Rechtsgrundlage für die Erhebung von Elternbeiträgen in §§ 10 bis 13 der 
Satzung entnehmen. Die von der Landeshauptstadt auf dieser Grundlage vor-
genommenen Regelungen verstießen jedoch inhaltlich in mehrfacher Hinsicht 
gegen höherrangiges Recht, so dass auch diese Regelungen unwirksam seien. 
Für die inhaltliche Ausgestaltung der Verhältnisse in Kindertageseinrichtungen 
und in der Kindertagespflege dürften vertragliche Regelungen mit den Trägern 
der Jugendhilfe und den Kindertagespflegepersonen abgeschlossen werden, 
wie dies ohnehin üblich sei. Einseitige Regelungen der Landeshauptstadt durch 
Satzung sei diesen gegenüber hingegen unzulässig.  
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Der Senat hat eine Revision gegen sein Urteil nicht zugelassen. Hiergegen 
kann die Landeshauptstadt Dresden binnen eines Monats ab Zustellung des 
noch schriftlich abzufassenden Urteils Beschwerde einlegen. 
   
 
 
      
             Peter Kober  

- Pressesprecher –  


